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2 ERGEBNISSE DER NACHABSTIMMUNGSBEFRAGUNG

1 Einleitung

Am 9. Februar 2020 fand die Abstimmung zur eidgenössischen Volksinitiative
«Mehr bezahlbare Wohnungen» des Mieterinnen- und Mieterverbands Schweiz
(MV) statt. Die Vorlage wurde mit 57.1 Prozent Nein-Stimmen abgelehnt. Im
Hinblick auf die Fortführung der bestehenden Massnahmen zur Förderung des
preisgünstigen Wohnraums hat das Bundesamt für Wohnungswesen (BWO)
eine Abstimmungsanalyse bezüglich der Struktur und der Zustimmungs- bzw.
der Ablehnungsfaktoren der Vorlage in Auftrag gegeben. Die Forschungsstelle
sotomo hat deshalb einerseits eine repräsentative Nachabstimmungsbefragung
durchgeführt und andererseits anhand von Sekundärdaten untersucht, welche
gemeindespezifischen Merkmale für den Ja-Stimmenanteil relevant waren.

Im ersten Teil des Berichts werden die Resultate der Nachabstimmungsbefragung
vorgestellt (Individualebene). Im zweiten Teil der Studie wird aufgrund von Sekun-
därdaten versucht, den Grad der Zustimmung zur Initiative mit Merkmalen rund
um die Thematik des Wohnens zu erklären. Dabei sind die einzelnen Gemeinden
die Beobachtungseinheiten (Aggregatsebene).

2 Ergebnisse der Nachabstimmungsbefragung

Politische Orientierung und persönliche Betroffenheit sind entscheidend:
Frauen und junge Erwachsene legten am 9. Februar 2020 häufiger ein «Ja» in
die Urne (49 % bzw. 48 %) als Männer (38 %) und ältere Personen (43 %,
Abbildung 1). Wird allerdings die politische Einstellung mitberücksichtigt, nimmt
mit zunehmendem Alter der Anteil der Ja-Stimmenden zu. Dies hängt vor allem
mit der Tatsache zusammen, dass sich junge Erwachsene politisch häufiger links
situieren als über 35-Jährige. Die politische Orientierung einer Person hatte dabei
den grössten Einfluss, ob sie am 9. Februar 2020 ein «Ja» oder ein «Nein» in die
Urne legte. Rund neun von zehn Urnengänger/innen, die sich auf dem politischen
Spektrum links einordnen (89 %) bzw. der SP (90 %) oder den Grünen (86 %)
nahestehen, stimmten für die Vorlage.
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2 ERGEBNISSE DER NACHABSTIMMUNGSBEFRAGUNG

Abbildung 1: Soziodemografische und politische Einflussgrössen des Abstimmungsverhaltens
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«Wie haben Sie bei der Abstimmung zur Volksinitiative «Mehr bezahlbare Wohnungen» abgestimmt?»

Neben soziodemografischen Merkmalen spielt die persönliche Betroffenheit ei-
ne Rolle: Mieter/innen, die zur Marktmiete oder in einer genossenschaftlichen
Wohnung leben, befürworteten die Vorlage häufiger (56 % bzw. 64 %) als Eigen-
tümer/innen (30 %). Unter Mietern hatte wiederum die Höhe der Mietkosten
einen Einfluss auf das Abstimmungsverhalten: Urnengänger/innen, die in einer
Wohnung mit einem vergleichsweise hohen Mietzins pro Quadratmeter leben,
stimmten eher für die Vorlage (68 %) als solche mit einem mittleren bis tie-
fen Mietzins pro Quadratmeter (58 %, Abbildung 2). Jede Wohnung hat eine
gewisse Grundausstattung wie Nasszelle und Küche bzw. Kochnische. Weil bei
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2 ERGEBNISSE DER NACHABSTIMMUNGSBEFRAGUNG

kleinen Wohnungen diese Ausstattung jedoch stärker ins Gewicht fällt, ist dieser
Wohnungstypus im Allgemeinen vergleichsweise teuer. Alleinlebende stimmten
deshalb häufiger für die Vorlage (55 %) als Urnengänger/innen, die in einem
Zwei- oder Mehrpersonenhaushalt leben (41 % bzw. 38 %). 79 Prozent der
Urnengänger/innen, für welche die Höhe der Wohnkosten gar zu finanziellen
Einschränkungen führt, befürworteten die Vorlage «Mehr bezahlbare Wohnungen».
Schliesslich legten Stimmberechtigte häufiger ein «Ja» in die Urne, wenn sie
sich bei der letzten Wohnungs- oder Haussuche mehrfach erfolglos beworben
hatten. Drei Viertel der Urnengänger/innen, die sich mindestens fünfmal erfolglos
beworben hatten, legten ein «Ja» in die Urne. Bei Stimmberechtigten, die bei der
ersten Bewerbung erfolgreich waren, lag der Ja-Stimmenanteil bei etwas mehr
als einem Drittel (36 %, Abbildung 3). Dabei war die Wohnungssuche vor allem
für Städter/innen, für Stimmberechtigte mit einem monatlichen Haushaltsein-
kommen von unter 6000 CHF und für solche, die eine kleine Wohnung suchten,
mit grösserem Aufwand verbunden.

Abbildung 2: Abstimmungsverhalten – nach Einschätzung der Wohnkosten
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2 ERGEBNISSE DER NACHABSTIMMUNGSBEFRAGUNG

Abbildung 3: Abstimmungsverhalten – nach Erfahrung auf dem Wohnungsmarkt
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Unterschiedliche Einschätzung des Betroffenheitsgrads: Ja-Stimmende ver-
orten die Benachteiligung durch den gegenwärtigen Wohnungsmarkt soziodemo-
grafisch und räumlich breiter als Nein-Stimmende: Gegner und Befürworter der
Vorlage sind sich zwar einig, dass vor allem die Grossstädte (81 % bzw. 91 %) und
einkommensschwache Personen (67 % bzw. 86 %) von hohen Wohnkosten betrof-
fen sind. Allerdings benachteiligt der Wohnungsmarkt für Ja-Stimmende weitere
Bevölkerungsgruppen wie Alleinerziehende (75 %), ältere Menschen (63 %) und
Familien (57 %). Dieser unterschiedliche Grad der Betroffenheit widerspiegelt sich
auch darin, dass Urnengänger/innen, welche die Wohnungsmarktsituation generell
überteuert sehen, häufiger ein «Ja» in die Urne legten (Mietwohnungspreise zu
teuer: 68 %, Eigentumspreise zu teuer: 55 %).

Überzeugende Argumente für und gegen die Vorlage: Legte eine Person am
9. Februar 2020 ein «Ja» in die Urne, tat sie dies vor allem, damit für mehr
preisgünstigen Wohnraum gesorgt werde (71 %). Für 57 Prozent fördert die
Umsetzung der Vorlage allgemein gemeinnütziges Wohnen. Gegner der Vorlage
begründeten ihren Entscheid vor allem damit, dass der Staat nicht in den Woh-
nungsmarkt eingreifen solle (55 %). Ebenso überzeugend war ihrer Meinung nach
das Argument, dass eine flächendeckende Quote von 10 Prozent gemeinnütziger
Wohnungen falsch sei (54 %). Dabei sahen vor allem Männer in der flächende-
ckenden Quote ein Argument gegen die Vorlage (60 %). Urnengänger/innen aus
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2 ERGEBNISSE DER NACHABSTIMMUNGSBEFRAGUNG

der Deutschschweiz gewichteten den staatlichen Eingriff in den Wohnungsmarkt
stärker (60 %) als Personen aus der Romandie (39 %) und dem Tessin (26 %).

Teilweise bis generell teure Mietwohnungs- und Eigentumspreise: Nach An-
sicht der Initianten der Vorlage «Mehr bezahlbare Wohnungen» ist Wohnen
in der Schweiz zu teuer. Die Initiative beabsichtigte deshalb durch verstärkte
staatliche Förderung mehr bezahlbaren Wohnraum zu schaffen. Neun von zehn
Stimmbürger/innen sind ebenfalls der Ansicht, dass die Miet- und Eigentums-
preise in der Schweiz zu hoch sind: Die Bevölkerung spaltet sich allerdings an
der Frage, ob sie generell oder nur teilweise zu teuer sind (Mietpreise: 44 % bzw.
47 %; Eigentumspreise: 49 % bzw. 39 %). Dabei sind für Stimmberechtigte,
die sich dem linken politischen Spektrum zuordnen, die zur Miete oder in der
französisch- und italienischsprachigen Schweiz wohnen, die Miet- und Eigentums-
preise in der Schweiz häufiger generell zu teuer als für Stimmberechtigte aus der
Deutschschweiz oder für Wohneigentümer/innen. Während die Mietpreise für
einkommensschwache Haushalte vergleichsweise häufig generell zu teuer sind, ist
der Zusammenhang zwischen monatlichem Haushaltseinkommen und Einschät-
zung der generellen Eigentumspreise statistisch nicht signifikant. Dies mag unter
anderem damit zusammenhängen, dass bei der Beurteilung der Eigentumspreise
neben dem Verhältnis Preis zu Einkommen auch das Vermögen eine Rolle spielt.

Gespaltene Haltung gegenüber Immobilienmarkt: Stimmberechtigte, die der
Meinung sind, dass der Immobilienmarkt wenigen Privatpersonen auf Kosten der
Allgemeinheit nützt, sehen die Mietpreise häufiger generell überteuert (52 %)
als solche, für welche der Wohnungsmarkt ein geeignetes Anlageobjekt zur
Sicherung der Altersguthaben ist (32 %). Allgemein spaltet sich die Bevölkerung
allerdings an der Frage, ob der Immobilienmarkt einzelnen Personen oder breiten
Bevölkerungsschichten nützt: 53 Prozent sind der Ansicht, dass der derzeitige
Immobilienmarkt hauptsächlich ein Renditeobjekt weniger privater Investoren auf
Kosten der Allgemeinheit ist. 47 Prozent sehen im Immobilienmarkt dagegen vor
allem eine wertvolle Anlageoption, die der Absicherung der Altersvorsorge dient.

Für 56 Prozent der Stimmberechtigten ist denn auch die Förderung von preis-
günstigen Wohnungen ein probates Mittel zur Senkung der Wohnkosten. Vor
allem politisch links Situierte erachten diese Massnahmen als sinnvoll (86 %).
Dagegen liegt die Lösung für Personen vom rechten politischen Spektrum in der
Beschränkung der Zuwanderung (75 %).

Unterstützung der gegenwärtigen Wohnungspolitik: Die Stimmbevölkerung
unterstützt mehrheitlich eine Wohnungspolitik, die gemeinnützigen Wohnraum
fördert: Für 65 Prozent der Stimmberechtigten ist Wohnen ein Grundrecht und
darf deshalb nicht gänzlich der freien Marktlogik überlassen werden, 25 Prozent
sehen dies nicht so. Ebenso kommt auf zwei Stimmberechtigte, die gemeinnützi-
gen Wohnungen einen preisdämpfenden Effekt auf den gesamten Wohnungsmarkt
zuschreiben (54 %), eine Person, die dies nicht so sieht (27 %). Andererseits ist
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2 ERGEBNISSE DER NACHABSTIMMUNGSBEFRAGUNG

auch die Meinung vergleichsweise weit verbreitet, dass gemeinnützige Wohnungen
oft nicht den richtigen Personen und Haushalten zugutekommen (61 %).

Je tiefer das Einkommen und je stärker links sich Stimmbürger/innen auf dem
politischen Spektrum positionieren, desto stärker treten sie für eine gemeinnüt-
zigen Wohnbau fördernde Wohnungspolitik ein, da jede Person ein Dach über
dem Kopf haben muss und der Markt allein es nicht richtet. Allgemein findet
dieses Argument für eine gemeinnützige Wohnungspolitik über die verschiedenen
soziodemografischen Bevölkerungsgruppen hinweg Unterstützung. Dennoch wird
die Ansicht, dass gemeinnützige Wohnungen oft nicht den richtigen Personen
zugutekämen, ebenfalls von verschiedenen Bevölkerungsgruppen geteilt.

Regeln bei Vergabe gemeinnütziger Wohnungen gewünscht: Die Ansicht,
dass gemeinnützige Wohnungen oft nicht den richtigen Personen zugutekämen,
widerspiegelt sich auch darin, dass nur 12 Prozent der Ansicht sind, dass die Verga-
be von gemeinnützigen Wohnungen nicht geregelt sein muss. Für 64 Prozent der
Stimmberechtigten sollen gemeinnützige Wohnungen dagegen an Einkommens-
und Vermögenslimiten gebunden sein und 60 Prozent wünschen eine Vergabe
an spezifische Bevölkerungsgruppen wie ältere Personen oder Familien. Die-
se Bedingung für die Vergabe von gemeinnützigen Wohnungen steht mit der
Einschätzung der Bevölkerung im Einklang, dass durch den teuren Wohnraum
einzelne, spezifische Personengruppen benachteiligt werden.

Breite Zustimmung zu Fördermassnahmen von preisgünstigem Wohnraum:
Unabhängig von der Initiative «Mehr bezahlbare Wohnungen» befürwortet die
Stimmbevölkerung verschiedene Massnahmen zur Förderung von preisgünstigem
Wohnraum. Für 82 Prozent der Stimmberechtigten soll die Vergabe von Sub-
ventionen bei energetischen Sanierungen an die Bedingung gebunden werden,
dass die gegenwärtige Mieterschaft in der Wohnung bleiben kann (Abbildung 4).
Ebenso hoch ist die Zustimmung zur Beschränkung der Mietzinserhöhung bei
Mieterwechsel (80 %). Die bedingte Subventionsgewährleistung bei energetischen
Sanierungen wird dabei von der Stimmbevölkerung in ländlichen Gemeinden häu-
figer unterstützt als in eher urbanen. Letztere befürworteten dagegen stärker
eine Beschränkung der Mietzinserhöhung bei Mieterwechsel. Dies mag damit
zusammenhängen, dass die Mietpreise in den Grossstädten im Vergleich zu ande-
ren Regionen über die letzten Jahrzehnte deutlich stärker zunahmen. Weitere
Massnahmen wie die Option für Gemeinden und Kantone, bei Einzonungen eine
Quote für preisgünstige und gemeinnützige Bauten festlegen zu können (77 %),
oder zinsgünstige Darlehen und Bürgschaften der öffentlichen Hand für Genos-
senschaften und andere Anbieter gemeinnütziger Wohnungen (76 %) werden
ebenfalls deutlich unterstützt. Am umstrittensten sind Massnahmen mit einem
Vorkaufsrecht: Ein Vorkaufsrecht von Bauland für Gemeinden, welche dieses für
gemeinnützigen Wohnbau reservieren, wird von 67 Prozent der Stimmbevölkerung
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3 ERGEBNISSE DER GEMEINDEANALYSE

befürwortet. Bei politisch rechts Situierten findet diese Massnahme allerdings
keine Mehrheit.

Abbildung 4: Massnahmen zur Förderung von preisgünstigen Wohnungen
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3 Ergebnisse der Gemeindeanalyse

Regionale Unterschiede erklären unterschiedlichen Ja-Stimmenanteil:
Wohnraumnachfrage und Angebot, und damit auch der Preis, unterscheiden
sich teils deutlich nach Region und Raumtypus. Räumliche Unterschiede
zeigen sich aber beispielsweise auch in Bezug auf die Zusammensetzung des
Wohnungsbestandes oder der Eigentümerschaft. Solch regional unterschiedlich
ausgeprägte Faktoren können dabei das Stimmverhalten der Bevölkerung einer
Gemeinde bei wohnpolitischen Vorlagen beeinflussen. Mittels einer multivariaten
Regressionsanalyse lässt sich untersuchen, welche Faktoren erklären, weshalb
eine Gemeinde am 9. Februar 2020 einen vergleichsweise hohen Ja-Stimmenanteil
aufwies, eine andere einen tiefen.

Politische Ausrichtung erklärt hohen Anteil der Varianz: Die politische Aus-
richtung einer Gemeinde, gemessen an der kumulierten Parteistärke der zustim-
menden Parteien, vermag einen bedeutenden Teil der Varianz im Ja-Stimmenanteil
der Gemeinden zu erklären. Durch die Integration der politischen Ausrichtung der
Gemeinden in die Analyse steigt die Erklärungskraft des Modells von 68 Prozent
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3 ERGEBNISSE DER GEMEINDEANALYSE

auf 83 Prozent. Dabei gilt: Je höher die kumulierte Parteistärke der zustimmenden
Parteien, desto höher der Ja-Stimmenanteil einer Gemeinde.

Sprachregionale Unterschiede: Das Abstimmungsergebnis am 9. Februar 2020
zeigte sprachregionale Differenzen: Während die Initiative «Mehr bezahlbare
Wohnungen» in der deutsch- und italienischsprachigen Schweiz mit 39.9 Prozent
bzw. 44.2 Prozent Ja-Stimmenanteil abgelehnt wurde, fand sie in der Romandie
mit 52.6 Prozent Zustimmung eine Mehrheit. Diese sprachregionalen Unterschiede
sind auch bedeutend, wenn weitere Einflussfaktoren wie die politische Ausrichtung
einer Gemeinde konstant gehalten werden (vgl. Abbildung 5).

Stadt-Land-Gradient relevant: Im Gegensatz zur Gesamtschweiz fand die Vorla-
ge «Mehr bezahlbare Wohnungen» in Grossstädten wie Zürich und Genf eine Mehr-
heit: Generell nimmt mit steigender Bevölkerungsdichte der Ja-Stimmenanteil
zu. Dass der Stadt-Land-Gradient eine Rolle spielt, zeigt sich allerdings auch
darin, dass mit steigendem Anteil der Vollzeitäquivalente im Primärsektor der
Ja-Stimmenanteil sinkt.

Abbildung 5: Ja-Stimmenanteil zur Initiative «Mehr bezahlbare Wohnungen» je Gemeinde

50% 55%45%40% 60% 65% 70%35%30%

Steigendes Einkommen senkt Ja-Stimmenanteil: Eine hohe Nachfrage nach
Wohnraum und ein begrenztes Angebot erhöhen den Preis. In dichtbesiedelten
Gemeinden ist der Ja-Stimmenanteil deshalb zwar wie erwähnt vergleichsweise
hoch. Allerdings zeigt sich, dass der Ja-Stimmenanteil einer Gemeinde nicht mit
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4 FAZIT

dem durchschnittlichen Preisniveau der Angebotsmiete und auch nicht mit der
Mietpreisentwicklung korreliert. Stattdessen hat das steuerbare Medianeinkommen
einen negativen Einfluss: Je höher das Einkommen der unteren 50 Prozent, desto
tiefer ist der Ja-Stimmenanteil der Gemeinde.

4 Fazit

Die politische Orientierung ist entscheidend, ob eine Person bzw. eine Gemeinde
zu den Befürwortern oder den Gegnern der Vorlage «Mehr bezahlbare Wohnun-
gen» zählt. Die politische Präferenz bestimmt dabei auch die Einordnung der
Problematik: So sehen politisch links Situierte den gegenwärtigen Immobilienmarkt
stärker als Renditeobjekt einzelner Privatpersonen und sie halten den Wohnraum
häufiger generell für überteuert als Personen der politischen Mitte und rechts
davon es tun. Ebenso sind ihrer Meinung nach soziodemografisch und räumlich
breitere Bevölkerungsgruppen von zu teurem Wohnraum betroffen: Im Gegensatz
zu den politisch rechts orientierten Stimmberechtigten sieht eine Mehrheit der
politisch links Situierten auch Bevölkerungsgruppen wie Alleinerziehende oder
ältere Menschen auf dem Wohnungsmarkt benachteiligt.

Gemeinden mit einer hohen Parteistärke der zustimmenden Parteien sind eher
Befürworter der Vorlage. Die politische Einstellung der Bevölkerung einer Ge-
meinde hängt wiederum mit ihrem Urbanisierungsgrad zusammen. Dennoch zeigt
sich unabhängig von der politischen Ausrichtung auf Gemeindeebene ein gewisser
Stadt-Land-Gradient: Je dichter eine Gemeinde besiedelt ist, desto eher stimmte
sie der Vorlage zu. Allerdings zeigt die Nachabstimmungsanalyse keinen Einfluss
des Stadt-Land-Gradienten auf den individuellen Abstimmungsentscheid. Grund
hierfür ist, dass auf der Individualebene die persönliche Betroffenheit direkt ge-
messen werden konnte. Urnengänger/innen, die vergleichsweise viel Miete pro
Quadratmeter zahlen oder die sich wegen der Höhe der Wohnkosten gar in
anderen Bereichen finanziell einschränken müssen, befürworteten die Vorlage
häufiger.

Die Stimmbevölkerung wünscht sich eine klare, auf spezifische Haushalte be-
schränkte Vergaberegel von gemeinnützigen Wohnungen. Vergleichsweise häufig
ist sie zudem der Ansicht, dass genossenschaftliche und gemeinnützige Woh-
nungen oft nicht den richtigen Personen zugutekämen. Dennoch werden die
verschiedenen erfragten Massnahmen zur Förderung von preisgünstigem Wohn-
raum von breiten Bevölkerungsschichten getragen.
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